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Finanzielle Herausforderungen des 
Flüchtlingszuzugs 
 
Finanzpolitische Forderungen des Deutschen Städtetages – 
beschlossen vom Hauptausschuss am 24. Februar 2016  
in Schwerin 
 
 

(1) Als finanzpolitische Herausforderungen der Flüchtlingszuwanderung wurden bisher 
häufig die Kosten angesehen, die in den Kommunen durch die Erstunterbringung und 
Versorgung der Flüchtlinge entstehen. Der Hauptausschuss des Deutschen 
Städtetages hält es für dringend notwendig, die Blickrichtung zu erweitern und die 
finanziellen Herausforderungen für die Integration der Menschen mit 
Bleibeperspektive verstärkt in den Mittelpunkt der Debatte zu stellen. Er weist 
insbesondere auf die finanziellen Belastungen hin, die aufgrund der notwendigen 
Ausgaben zur Förderung der Integration der Flüchtlinge, der wachsenden 
Anforderungen an die Bildungsinfrastruktur sowie der flüchtlingsbedingt steigenden 
Sozialausgaben auf die Kommunen zukommen werden. Außerdem sind Maßnahmen 
für eine Ausweitung des Wohnungsbaus und zur Vermeidung von Obdachlosigkeit 
nach der Anerkennung von Flüchtlingen unerlässlich. 

 
(2) Der Verfestigung von Integrationsdefiziten muss durch frühzeitige und abgestimmte 

Förderkonzepte entgegengewirkt werden. Die Städte sehen sich bei dieser 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe mit dem Bund und den Ländern in einer 
Verantwortungsgemeinschaft. Sollten die nachstehend skizzierten 
Finanzierungsfragen nicht gelöst werden, können die Kommunen die notwendigen 
Integrationsleistungen nur unter Inkaufnahme starker Leistungseinschränkungen bei 
den übrigen kommunalen Leistungen oder massiver kommunaler 
Einnahmenerhöhung erbringen.  

 
(3) Der Hauptausschuss erwartet, dass der Bund einen erheblichen Teil der 

zuwanderungsbedingten Mehrbelastungen der Kommunen trägt und sie 
dementsprechend entlastet. Von den Ländern erwarten die Kommunen, dass sie 
sowohl ihrer Pflicht zur Erbringung von Integrationsleistungen im schulischen Bereich 
als auch ihren Finanzierungsverpflichtungen bei der Bereitstellung von Angeboten in 
der frühkindlichen Bildung gegenüber den Kommunen nachkommen. Zudem müssen 
sie die Bundesentlastungen für die Kommunen entsprechend ihrer Verantwortung für 
die kommunale Finanzausstattung soweit nötig ergänzen. 
 

(4) Von Bund und Ländern gemeinsam erwartet der Deutsche Städtetag, dass sie die 
durch den plötzlichen Bevölkerungszuwachs entstehenden Investitionsbedarfe bei 
der ohnehin unterfinanzierten kommunalen Infrastruktur sowie im sozialen 
Wohnungsbau finanzieren. 

 
(5) Die Finanzierungsregelungen müssen berücksichtigen, dass bisher keine 

Wohnsitzauflagen für anerkannte Flüchtlinge existieren und somit starke 
Binnenwanderungen zu erwarten sind. Diese können erhebliche Belastungen für 
Großstädte und sogar einzelne Stadteile führen. Hierdurch erhöhen sich die 
Anforderungen an die Ausgestaltung der Finanzierungswege. Es muss sichergestellt 
werden, dass die zusätzlichen Finanzmittel zügig genau dort ankommen, wo sie 
benötigt werden.  
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(6) An die Ausgestaltung der Finanzierungswege sind vier zentrale Anforderungen zu 
stellen: Die Finanzierungswege müssen erstens die Ungewissheit über die Anzahl 
der Flüchtlinge und zweitens die Ungewissheit über die Verteilung der Flüchtlinge 
berücksichtigen. Unabhängig davon müssen sie drittens in das Geflecht föderaler 
Finanzbeziehungen eingepasst werden können sowie viertens die 
Schnittstellenproblematik zwischen dem Asylbewerberleistungsgesetz und dem 
Sozialgesetzbuch beachten.  
 
 

Diskussionspapier  
Finanzielle Herausforderungen des Flüchtlingszuzugs 
 
Zur Umsetzung des Beschlusses in den einzelnen Bereichen legt der Deutsche Städtetag 
das folgende Diskussionspapier vor. 
 
Kommunale Integrations- und Sozialleistungen 
 
Der Bund ist aufgefordert, den flüchtlingsbedingten Anstieg der Kosten der Unterkunft (KdU) 
im SGB II vollständig zu übernehmen. Als Verfahren der Kostenübernahme ist vergleichbar 
zur Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisung (SoBEZ) zum Ausgleich von Sonderlasten 
durch strukturelle Arbeitslosigkeit eine SoBEZ Asyl („SoBEZ Asyl“) zu schaffen, deren 
länderbezogene Verteilungsstruktur regelmäßig anzupassen ist. Neben dem 
flüchtlingsbedingten Anstieg der KdU kann eine entsprechende SoBEZ auch weitere 
Belastungen der Kommunen abdecken. Eine Verpflichtung der Länder, die zunächst 
Empfänger der SoBEZ Asyl sind, zur entsprechenden belastungsgerechten Weitergabe der 
Mittel an die einzelnen Kostenträger ist erforderlich.  

  
Der Leistungskatalog des Bildungs- und Teilhabepaketes (BuT) ist um Integrationsleistungen 
für Kinder und Jugendliche, so z. B. Erwerb der deutschen Sprache nicht schulpflichtiger 
Kinder sowie entsprechende Nachhilfe für ältere Kinder, zu erweitern. Hierbei muss 
sichergestellt werden, dass auch die Betreuungseinrichtungen selbst Anbieter von 
Leistungen nach dem BuT sein können. Der im Zuge der individuellen Leistungsabrechnung 
verursachte administrative Aufwand ist vertretbar, denn er garantiert einen räumlich 
sachgerechten Finanzmittelfluss. 

 
Weitere Bedarfe werden - unabhängig von der Sonderproblematik der unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlinge - im Bereich der Jugendhilfe anfallen, z. B. die Hilfen zur 
Erziehung, familienunterstützende Leistungen, Beratungsstellen und offene Angebote der 
Kinder- und Jugendhilfe. Eine entsprechende Aufstockung der zu schaffenden „SoBEZ Asyl“ 
ist zur Abdeckung dieser Ausgaben geeignet.  

 
Es ist absehbar, dass eine Vielzahl von Asylbewerbern länger als 15 Monate auf den 
Abschluss ihres Verfahrens warten muss. Derzeit gilt im Gesundheitsbereich die Regelung, 
dass nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) zuvor eingeschränkte Leistungen 
erbracht werden und ab dem 15. Monat Leistungen analog SGB XII erfolgen. Diese 
entsprechen dem umfänglichen Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung. Die 
Träger des AsylbLG bleiben dabei Kostenträger. Eine Änderung der Kostenträgerschaft ab 
dem 15. Monat des Aufenthalts in Anlehnung an das SGB II ist dringend notwendig. Der 
Städtetag wiederholt insoweit seine Forderung, sämtliche Empfänger von SGB XII 
Leistungen in die gesetzliche Krankenversicherung einzubeziehen. 
 
Sofern die im Koalitionsvertrag zugesagte Entlastung der Kommunen um 5 Mrd. Euro durch 
eine Anhebung der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft umgesetzt wird, 
könnten die obigen Finanzierungsmechanismen durch eine dauerhafte Erhöhung der 
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Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft auf 90 % ersetzt werden. Die nahezu 
vollständige Übernahme der Kosten der Unterkunft sorgt dafür, dass flüchtlingsbedingte 
Mehrausgaben bei den Kosten der Unterkunft unabhängig vom Entstehungsort durch den 
Bund getragen werden.   
 
Die Länder sind und bleiben aufgefordert, die Finanzierung der Ausgaben für unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge (UMFs) sicherzustellen. Die Finanzierungsverpflichtung der Länder 
ergibt sich auch zwingend aus der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern vom 
24.09.2015 und ist unabhängig von der länderindividuell geregelten Aufgabenträgerschaft. 
Ergänzend ist bereits im laufenden Verfahren konsequent darauf zu achten, dass eine 
regional ausgewogene Verteilung dieser Flüchtlingsgruppe erzielt wird.  
 
Der Städtetag bekräftigt mit Nachdruck seine Forderung an den Bund, die Finanzierung der 
Integrationskurse deutlich zu verbessern. Ergänzend ist der Bund aufgefordert, durch 
erweiterte Anreizsysteme wie z. B. Kurzzeitstipendien dafür Sorge zu tragen, den Erwerb der 
Zusatzqualifikation „Deutsch als Fremdsprache“ attraktiver zu gestalten.  
 

Ausbau von Kindertagesstätten und Schulen 
 

Aufgrund der Einführung des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung ab dem ersten 
Geburtstag und der verstärkten Inanspruchnahme der Kindertagesstätten existieren 
unabhängig von der demographischen Entwicklung in praktisch keiner Region Deutschlands 
nennenswerte ungenutzte Kapazitäten. Das zuständige Bundesministerium geht aktuell von 
einem zusätzlichen Bedarf von 80.000 Plätzen in der Kindertagesbetreuung aus. Dem ist 
durch ein weiteres, diesem Bedarf angemessenes Investitionsprogramm und die 
Aufstockung des Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ Rechnung zu tragen. Die 
regionale Verteilung der Mittel kann und muss durch eine laufende Anpassung der 
Länderquoten an die tatsächliche Wohnsitznahme der Flüchtlinge gesteuert werden. Die 
undifferenzierte Aufstockung des Umsatzsteueranteils der Länder in Höhe der bislang für 
das Betreuungsgeld eingeplanten Mittel, die im Rahmen des 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes umgesetzt wurde, entspricht nicht den 
Anforderungen.  
 
Der Deutsche Städtetag bekräftigt seine Forderung, durch eine Einschränkung des sog. 
Kooperationsverbotes die verfassungsrechtlichen Grundlagen für eine direkte Beteiligung 
des Bundes bei kommunalen Bildungsausgaben zu schaffen. Er unterstützt die Forderungen 
der Länder an den Bund, sich an den flüchtlingsbedingten Mehrausgaben im Schul- und 
Bildungsbereich zu beteiligen. 

 
Der Deutsche Städtetag legt Wert auf die Feststellung, dass die Länder unabhängig von 
einem unterstützenden Engagement des Bundes aufgefordert sind, ihren Verpflichtungen im 
Zusammenspiel von Bildung und Integration nachzukommen. Dies bedeutet auch, dass eine 
Finanzierung des dringend benötigten zusätzlichen schulischen Ergänzungspersonals 
(Sozialpädagogen, Schulpsychologen, Dolmetscher) als integrationsunterstützende Aufgabe 
durch die Länder zu sichern ist.  

 
Trotz des demographisch bedingten bundesweiten Schülerrückgangs und der damit in vielen 
Regionen freiwerdenden Ressourcen vor Beginn des starken Flüchtlingszuzugs wird 
nunmehr insbesondere in den wachsenden Großstädten ein flüchtlingsbedingt erhöhter 
Schulausbaubedarf existieren. Die Länder sind aufgefordert, die Mittel zur 
Schulbauförderung aufzustocken bzw. entsprechende Programme zu etablieren.  

 
  



- 5 - 

Sozialer Wohnungsbau 
 

Die mit der Aufnahme von Flüchtlingen verbundenen Herausforderungen dürfen nicht auf 
Kosten von sozial schwächeren Gruppen unserer Gesellschaft gelöst werden. Eine 
flüchtlingsbedingte Verschärfung von Konkurrenzen auf dem Markt für preiswerte 
Wohnungen muss verhindert werden, hierzu ist eine Ausweitung des sozialen 
Wohnungsbaus notwendig.  
 
Der Städtetag begrüßt daher, dass der Bund für den Zeitraum von 2016 bis 2019 zusätzliche 
Mittel zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus in Höhe von jährlich 500 Mio. € 
bereitgestellt hat. Diese Bundesmittel müssen von den Ländern für die Wohnraumförderung 
eingesetzt und darüber hinaus durch eigene Finanzierungsbeiträge aufgestockt werden. 
Angesichts der strukturellen Abnahme sozial gebundener Wohnungen und der Unsicherheit 
über den für dieses Jahr zu erwartenden Flüchtlingszuzug werden die Mittel nicht 
ausreichen, um den Bestand an sozial gebundenen Wohnungen zu erhöhen. Die regionale 
Verteilung der zusätzlichen Mittel muss sich an dem durch die Zuwanderung von 
Flüchtlingen tatsächlich vor Ort entstehenden zusätzlichen Wohnungsbedarf orientieren; 
hierzu sind die Verteilungsschlüssel im bestehenden System anzupassen oder ggf. eine 
entsprechend ausdifferenzierte SoBEZ zu schaffen. Die lokale Ausdifferenzierung der 
Wohnungsmärkte sollte beim Zuschnitt der Förderprogramme, der Festlegung der örtlichen 
Förderbedarfe sowie bei der Ausgestaltung der Förderkonditionen berücksichtigt werden. 
Angesichts der derzeitigen Marktgegebenheiten bieten Förderdarlehen nur einen 
unzureichenden Förderanreiz, weshalb eine Zuschussförderung erforderlich ist. 
 
Der Deutsche Städtetag weist darauf hin, dass ein zu geringes Angebot an preiswertem 
Wohnraum zu steigenden Mietobergrenzen bei den Transferleistungsempfängern führt. 
Fehlende Anstrengungen im geförderten Wohnungsbau haben daher Zusatzbelastungen für 
die kommunalen Haushalte zur Folge, da diese den überwiegenden Teil der 
Unterkunftskosten tragen. 
 

Schlussbemerkung 
 
Das Diskussionspapier ist auf die kommunalen Kosten der Integration und die zu deren 
Kompensation notwendigen Erstattungsmechanismen fokussiert. Es thematisiert zudem 
allein Fragen, bei denen bereits konkrete und umsetzbare Lösungsvorschläge erarbeitet 
werden konnten.  
 
Nach wie vor gibt es aber noch Handlungsbedarf bei der Erstattung derjenigen Kosten, die 
im Rahmen der Erstversorgung der Flüchtlinge anfallen und bei denen in vielen 
Bundesländern immer noch keine zufriedenstellenden bzw. abschließend geregelten 
Erstattungsmechanismen existieren.  
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